
Art. 24 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

11 f) Die Formulierung des Art. 24 Abs. 1 Sätze 2 und 3 könnte zur Annahme verleiten, 
daß die dort aufgeführten Rechte nicht als Bestandteile des Rechts auf Arbeit, sondern 
als selbständige neben ihm stehende Rechte verstanden werden. Beide Sätze schließen an 
den über das Recht der Arbeit nicht wie in § 2 Abs. 1 des aufgehobenen GBA so an, daß 
es heißt: »es besteht in . . .«, sondern die Sätze 1-3 haben das gleiche Subjekt »Jeder Bür­
ger« bzw. »er«. Jedoch würde eine solche semantische Auslegung in die Irre führen. Aus 
der marxistisch-leninistischen Grundrechtskonzeption folgt, daß die in den Sätzen 2 und 3 
aufgeführten Rechte Entfaltungen des Rechts auf Arbeit sind. Trotz des anderen Wort­
lauts sind sie daher als seine Bestandteile zu betrachten. Das Recht auf Arbeit entfaltet 
sich demnach nach Art. 24 Abs. 1 Sätze 2 und 3 in dem Recht auf einen Arbeitsplatz, auf 
dessen freie Wahl entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen und der persönlichen 
Qualifikation sowie dem Recht auf Lohn nach Qualität und Quantität der Arbeit.

Das Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik vom 16. 6. 19775 
(AGB) verzichtet auf eine nochmalige Deklarierung des Rechts auf Arbeit. Es begnügt 
sich mit der Feststellung, das Arbeitsrecht gestalte die verfassungsmäßig garantierten 
Grundrechte, wie das Recht auf Arbeit, auf Mitbestimmung und Mitgestaltung, auf Lohn 
nach Qualität und Quantität der Arbeit, auf Bildung, auf Freizeit und Erholung, auf 
Schutz der Gesundheit und der Arbeitskraft, auf Teilnahme am kulturellen Leben, auf 
Fürsorge im Alter und bei Invalidität sowie auf materielle Sicherheit bei Krankheit und 
Unfällen, für die Werktätigen weiter aus (§ 1 Abs. 2 Satz 1 AGB). In dieser Aufzählung 
stehen die Grundrechte nebeneinander. Doch spricht das nicht dagegen, daß das Recht auf 
Arbeit nach wie vor als grundlegend betrachtet wird. Immerhin wird es als erstes genannt.

12 g) Art. 24 Abs. 1 und 2 bezieht sich nicht nur auf die Arbeiter und Angestellten in den 
Betrieben, wie die arbeitsrechtlichen Bestimmungen, sondern auf alle Bürger, insbesonde­
re also auch auf die in Produktionsgenossenschaften und die selbständig Tätigen (Gewer­
betreibenden).

2. Recht auf einen Arbeitsplatz und seine freie Wahl.
13 a) Das Recht auf einen Arbeitsplatz und seine freie Wahl bedeutet zunächst, daß 

jedem Bürger ein Arbeitsplatz zugesichert ist, an dem er sich und seiner Familie den Le­
bensunterhalt verdienen kann. Da dieser Arbeitsplatz in der sozialistischen Gesellschafts­
und Staatsordnung gewährt wird, soll es sich bei ihm gemäß der Maxime des Art. 2 
Abs. 3 um einen ausbeutungsfreien handeln (Frithjof Kunz, Die verfassungsmäßigen 
Grundrechte auf dem Gebiet der sozialistischen Arbeit, S. 740).

14 b) Die Leistung des Staates an den Bürger in bezug auf das Recht auf einen Arbeits­
platz besteht darin, daß er für dessen Existenz sorgt (s. Rz. 44 ff. zu Art. 24). Der soziali­
stische Staat schafft die Arbeitsplätze entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen 
(Frithjof Kunz, a.a.O., S. 741). Der Bürger hat kein Recht darauf, daß eigens für ihn ein 
Arbeitsplatz eingerichtet wird. Ihm wird zunächst nur zugesichert, daß ihm überhaupt ein 
Arbeitsplatz sicher ist. Sein Recht auf einen Arbeitsplatz ist beschränkt auf die vorhande­
nen Arbeitsplätze, die entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen geschaffen sind.

15 c) Das Recht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes kannten weder die Verfassung von 
1949 noch das GBA. Es bedeutet zunächst, daß der Bürger das Recht hat, unter den vor-

5 GBl. I S. 185, in Kraft seit dem 1. 1. 1978.
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